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Heimatschutz Prangins VD wird
vom Schweizer Heimatschutz
mit demWakkerpreis 2021 aus-
gezeichnet. DemSiedlungsdruck
begegne die Gemeinde mit In-
vestitionen in die Pflege der his-
torisch gewachsenen Freiräume
undGebäude, heisst es in derBe-
gründung. Prangins liegtmitten
im prosperierenden Raum zwi-
schen Lausanne und Genf. Die-
ser Aufschwung hat sich in die
Landschaften und Ortsbilder
eingeschrieben. (red)

Prangins erhält
denWakkerpreis

TV-Quiz Ein Kölner Student hat
vor den Augen von mehr als vier
Millionen Fernsehzuschauern
eine bittere Erfahrung gemacht.
Janos Pigerl stürzte am Montag
in Günther Jauchs Quizsendung
«Wer wird Millionär?» bei der
750’000-Euro-Frage ab und ging
mit nur noch 1000 Euro nach
Hause. Bei der letzten Frage be-
diente er sich zwar des 50:50-Jo-
kers, liess aber zwei weitere un-
genutzt. Ihm entfuhr ein leises
«Verflucht», als sich seine Ant-
wort als falsch herausstellte. (red)

Student stürzt um
749’000 Euro ab

San Diego Im Zoo der südkalifor-
nischen Stadt haben sich min-
destens zwei Gorillas mit dem
Coronavirus angesteckt. Sie hät-
ten letzte Woche angefangen zu
husten und seien daraufhin ge-
testetworden, teilte Kaliforniens
Gouverneur Gavin Newsommit.
Es handelt sich umdie ersten be-
kannten Fälle von Menschenaf-
fen, die sich auf natürlicheWei-
semit demCoronavirus infiziert
haben.Vermutlich hätten sich die
Tiere bei einemMitarbeiter ohne
Symptome angesteckt. (afp)

Erste Gorillas
haben Covid-19

Corona-Massnahmen Bei einem
besonders kreativenVersuch, die
Ausgangssperre zu umgehen,
wurde eine Frau im kanadischen
Sherbrooke am Samstagabend
von der Polizei gestoppt. Gegen
21 Uhr hatte sie ihren Lebensge-
fährten an einer Leine ausge-
führt. Den Beamten erzählte die
Frau, sie führe lediglich ihrHaus-
tier Gassi. Die Ausgangssperre
in der kanadischen Provinz
Québec, in der auch der Ort
Sherbrooke liegt, gilt von 20 bis
5 Uhr morgens.

Auch nachdemdie Polizisten die
beiden darüber aufgeklärt hat-
ten, dass jeder von ihnen eine
Strafe von bis zu 1500 kanadi-
schen Dollar riskiere, kollabo-
rierte das Pärchen nicht,wie eine
Polizeisprecherin berichtete.

Gemäss den Bestimmungen
in Québec gelten Ausnahmen
von der Ausgangssperre für
Hundebesitzer, die ihr Haustier
ausführen, solange sie sich da-
bei nicht weiter als einen Kilo-
meter von ihrem Zuhause ent-
fernen. (red)

Kanadierin führt Partner Gassi –
und kassiert eine Strafe von 1500 Dollar

Sprache Als Unwörter des Jahres
2020 sind die Begriffe «Rückfüh-
rungspatenschaften» und «Coro-
na-Diktatur» gekürtworden.Dies
teilte die Jury der Sprachkriti-
schenAktion imdeutschenDarm-
stadt mit.

«Rückführungspatenschaften»
sei ein Begriff,mit dem neueMe-
chanismen der Migrationspolitik
bezeichnet wurden. Das Wort sei
beschönigend und zynisch. Und
«Corona-Diktatur» verharmlose
«tatsächliche Diktaturen undver-
höhnt deren Opfer», begründete
die Sprachkritische Aktion ges-
tern dieWahl. (red)

Die Unwörter
des Jahres 2020

Kerstin Lottritz, Bad Oeynhausen

Urige Fachwerkhäuser,moderne
Wohngebäude, ein kleiner Park
säumen die Pfarrer-Krekeler-
Strasse im deutschen Volmer-
dingsen, einem Ortsteil der ost-
westfälischen Kurstadt Bad
Oeynhausen. Der Dorfcharakter
ist das,was die Diakonische Stif-
tungWittekindshof, eine Sozial-
einrichtung für Menschen mit
geistiger Behinderung, aus-
macht. Die Bewohner können
sich hier frei bewegen.

Am Dienstagvormittag ist im
strömenden Regen nicht viel von
dieser Freiheit zu spüren. Was
denOrt so bedrückendmacht, ist
derVorwurf, dass hier Bewohner
misshandelt worden seien. Es
geht umFreiheitsberaubung und
gefährliche Körperverletzung.
Die Ermittlungen laufen seit
Herbst 2019.

Ermittelt wird derzeit gegen
145 der etwa 3500 Mitarbeiter
desWittekindshofs, unter ihnen
der ehemalige Leiter des Ge-
schäftsbereichs 4, in dem vor
allem Menschen untergebracht

waren, die aufgrund ihrer
psychischen Beeinträchtigung
auf besonders enge Begleitung
angewiesen sind, sowie Ärzte,
verantwortliche Betreuer und
Pflegekräfte. In den Fokus gera-
ten sind dabei nicht nur diejeni-
gen, die die freiheitsentziehen-
denMassnahmenmöglicherwei-
se angeordnet haben, sondern

auch Pflegekräfte, die diese um-
gesetzt haben.

Monatelang isoliert
Bewohner sollen etwa über län-
gere Zeiträume im Zimmer ein-
geschlossen, in einem sogenann-
ten Time-out-Raum unterge-
bracht oder auf einem Stuhl
fixiertworden sein, ohne dass es

einen richterlichen Beschluss da-
für gegeben habe.Momentan ge-
hen die Ermittler von 32 mut-
masslichen Opfern aus.

Einen früheren Bewohnerver-
tritt der Anwalt Martin Rother.
Ende 2018 erstattete die Schwes-
ter des fast 30-jährigen Mannes
Anzeige wegen Freiheitsberau-
bung, nachdem sie festgestellt
hatte, dassman ihren geistig be-
hinderten Bruder offenbarmeh-
rere Monate in seinem Zimmer
isoliert hatte. Wollte er die Toi-
lette benutzen, musste er zu-
nächst klopfen, später reichte
man ihm nur noch eine Flasche
hinein, in die er urinieren sollte.
Teilweise wurde er, so die Vor-
würfe, stundenlang unbeauf-
sichtigt in seinemZimmer fixiert.
Auch soll er unter Einfluss von
Medikamenten gestanden haben.

DerVorstand der Einrichtung,
Pfarrer Dierk Starnitzke,möchte
sich während der laufenden Er-
mittlungen nicht äussern. «Wir
sind bestürzt und tief betroffen»,
heisst es in einer Presseerklä-
rung. Es seien bereits erste Kon-
sequenzen gezogen worden.

Eingesperrt und angebunden
Betreuung In einer deutschen Behinderteneinrichtung sollen Bewohner schwer
misshandelt worden sein. Ermittelt wird gegen 145 Ärzte, Betreuer und Pflegekräfte.

Schwere Vorwürfe: Die Stiftung Wittekindshof in Bad Oeynhausen. Foto: SZ

Die Fotografin Mary McCartney
(51), Tochter von Ex-Beatle Paul
McCartney, will eine Dokumen-
tation über das berühmteAbbey-
Road-Studio drehen. «If These
Walls Could Sing» (Wenn diese
Mauern singen könnten) sei der
erste Dokumentarfilm in Spiel-
filmlänge über den Ort, an dem
die «Fab Four» diemeisten ihrer
Songs aufnahmen, teilten die Be-
treibermit. Das Tonstudio feiert
im November sein 90-jähriges
Bestehen.

Greta Thunberg (18), schwedi-
sche Klimaaktivistin, wird quer
durchs Land verschickt.Wie das
staatliche Logistikunternehmen
Postnord mitteilte, wird es von
Donnerstag an eine Greta-Thun-
berg-Briefmarke geben. Sie ist
Teil eines Briefmarken-Sets
namens «Wertvolle Natur», ge-
staltet vom Illustrator Henning
Trollbäck. Auf der Zeichnung
steht Thunberg mit wehendem
Zopf und gelbem Regenmantel
auf einer Klippe.

Die Geschichte derPunkband Sex
Pistols wird als Serie verfilmt.
Der preisgekrönte britische Re-
gisseur Danny Boyle («Train-
spotting») nimmt sich der Kar-
riere in einer sechsteiligen Serie
an, wie der US-Sender FX mit-

teilte. Die Seriemit demArbeits-
titel «Pistol» basiert auf den
Memoiren des Gitarristen Steve
Jones.Die Dreharbeiten sollen im
März beginnen. Der Brite Anson
Boon spielt die Rolle des Sängers
Johnny Rotten. Die Sex Pistols
waren Mitte der 70er mit Songs
wie «Anarchy in the UK» oder
«God Save the Queen» bekannt
geworden. (sda)
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Scheinwerfer

80-jähriger Autofahrer
verletzt Ehefrau tödlich
Poschiavo GR Am Montag ist in
Poschiavo eine 76-jährige Frau
tödlich verunfallt. Sie wurde auf
dem Vorplatz ihres Hauses aus
noch ungeklärten Gründen von
einem Auto eingeklemmt, das
von ihrem 80 Jahre alten Ehe-
mann gelenkt wurde.

Auto einer 23-Jährigen
überschlug sich
Rüthi SG Eine 23-jährige Frau ist
am Samstag bei einemVerkehrs-
unfall in Rüthi leicht verletzt

worden. Sie war laut Polizei auf
den Betonsockel eines Garten-
zauns gefahren,worauf sich das
Auto überschlug und auf dem
Dach liegen blieb.

BeiWanderung
tödlich verunglückt
St. Johann SG Ein 60-jähriger
Mann ist am Montag im
Frümseltal in Alt St. Johann bei
einer Schneeschuhwanderung in
ein Karstloch 30 Meter in
die Tiefe gestürzt. Er konnte
nach einer sechsstündigen Such-
aktion nur noch tot geborgen
werden. (sda)

Kurz notiert

Winterwunderland im Flachland, grosse Lawinengefahr in den Bergen

Bern Wegen des Dauerschnee-
falls und viel Wind hat sich die
Lawinengefahr in Teilen des
Alpengebiets auf «erheblich» bis
«gross» erhöht. Und es sollwei-
terschneien: Bis Freitag erwar-
tet SRF Meteo am Alpenhaupt-
kamm bis zu 120 Zentimeter
Neuschnee.

Gestern kam es mancherorts
zuVerkehrsproblemen auf Stras-
sen und Schienen. Im Kanton
Bern wurden mindestens fünf
Personen verletzt, auf der A16
zwischen Biel und Delsberg galt
Schneekettenpflicht. Im Aargau
wurden rund zwanzigVerkehrs-
unfälle verzeichnet.

Die A2 wurde im Kanton Uri
teilweise für den Schwerverkehr
gesperrt.Wegen technischerPro-
blemewurde amAbend auch der
Gotthardtunnel gesperrt.

Im Zürcher Verkehrsverbund
war der Busbetrieb auf verschie-
denen Linienwegen Schnee und
Eisglätte stark eingeschränkt
oder unterbrochen.

ZweiVerletzte gab es im luzer-
nischen Rain nach einem Fron-
talzusammenstoss zweier Autos
auf schneebedeckter Fahrbahn.
Im Kanton Schaffhausen wurde
bei einer Frontalkollision auf ver-
schneiter Strasse eine Autofah-
rerin leicht verletzt. (sda) Verschneite und vereiste Strassen: In Genf blockiert ein von der Fahrbahn abgekommenes Auto einen Bus. Foto: Fabrice Coffrini (AFP)
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Sebastian Briellmann

Es gibt politische Anliegen, bei
denen sind die Meinungen
schnell gemacht, sie liegen quasi
in der DNA der Parteien. Min
destlohninitiative? Die Linke da
für, die Bürgerlichen dagegen,
klar. So stellt man sich das vor –
auch vor der Sitzung des Gros
sen Rats. Vor allem, wenn sich
die Wirtschaftsverbände von
Beginn weg dezidiert äussern.
Saskia Schenker, Direktorin des
Arbeitgeberverbandes, sagt: «Ein
Mindestlohn widerspricht jeder
bürgerlichen und wirtschafts
liberalen Überzeugung.»

Das Gewerbe hat sich in den
letztenTagen ebenfalls noch ein
geschaltet, reichlich spät zwar,
aber immerhin: Der Wirtever
band, der Nordwestschweizer
Verband der Floristen und auch
viele Unternehmer wenden sich
alarmiert an Medien und Parla
mentarier – in einemBrief an die
Grossräte, der der BaZ vorliegt.
Sie fürchten um ihre Existenz.
Und dann ist da auch noch Co
rona.Normalerweisewürde sich
spätestens jetzt der bürgerliche
Block schliessen

Dass alles ein bisschen anders
gelagert ist, wird man wahr
scheinlich beim grossen Show
down im Grossen Rat beobach
ten dürfen. Im Fokus steht dabei
ein Gegenvorschlag zur Initiative,
ausgearbeitet und einstimmig
verabschiedetvonderWirtschafts
und Abgabekommission (WAK)
des Parlaments. Mit dabei auch
sechs bürgerliche Politiker: Kom
missionspräsident Christophe
Haller (FDP), Andrea Knellwolf
(CVP), François Bocherens und
Olivier Battaglia (beide LDP) so
wie Lorenz Amiet und Daniela
Stumpf (beide SVP). Nichts mit
Bürgerblock also.

Da stellen sich Fragen: Wie
kamdieserEntscheid zustande –
undwarumstellen sich sechs Par
lamentarier heute gegen dieMei
nung ihrer Fraktionen und eines
Gros ihrer Wähler? Es ist die
Geschichte eines bürgerlichen
Zerwürfnisses, das sich langsam
manifestiert und in den letzten
Tagen für Zunder gesorgt hat.

Fragwürdiger Seitenhieb
ImHerbst letzten Jahres beginnt
das bürgerliche Ungemach. In
der Kommission wird über den
Gegenvorschlag des Regierungs
rats gesprochen, und es gibt ei
niges, das die WAKMitglieder
verhandeln möchten. Im Sep

tember wird dann in Genf mit
grosser Mehrheit die praktisch
identische Initiative angenom
men, die wohl bereits in diesem
Sommer auch in BaselStadt an
die Urne kommen dürfte. Chris
tophe Haller nimmt dieses Re
sultat besorgt zur Kenntnis. Er
spricht viel mit welschen Wirt
schaftsvertretern und WAK
Politikern. Alle sagen ihm, dass
sie sichnachträglich einenGegen
vorschlag gewünscht hätten.

Es folgen weitere Sitzungen
der WAK, insgesamt werden es

über zehn – der Grund ist ein
deutig: Es ist ein zähes Verhan
deln, eswird gerungen, über Zu
geständnisse – und ja, auch mit
sich selbst (oder eher: gegen
eigene Überzeugungen). Haller
sagt: «DerGegenvorschlag ist die
amwenigsten schlechte Lösung,
denn die Initiative hat gute
Chancen bei der Stimmbevölke
rung – also haben wir bürger
liche WAKMitglieder uns für
Realpolitik statt für Wunsch
denken entschieden.» ImDezem
berwird vermeldet: Alle 13 Kom

missionsmitglieder haben sich
auf einen Gegenvorschlag ge
einigt, und alle haben dabei
Kompromisse eingehenmüssen.

Kampf umDeutungshoheit
Wenn niemand gewinnt, gewin
nen alle? So einfach ist es in die
sem Fall nicht. Die Einigung der
WAK sorgt im bürgerlichen La
ger für Erstaunen. Hallers Argu
mentation verfängt nicht.

Politiker dervier bürgerlichen
Fraktionen sind irritiert bis er
bost, die drei Wirtschaftsver
bände (Arbeitgeberverband, Ge
werbeverband,Handelskammer
beider Basel) fühlen sich vor den
Kopf gestossen. Gemeinsam for
mulieren sie nochvorWeihnach
ten ein Positionspapier, das der
BaZ vorliegt. Kurzversion: Sie
lehnen den Gegenvorschlag der
WAK dezidiert ab. Zwischen
Weihnachten und Neujahr kippt
die Stimmung,man fängt an, sich
gegenseitig zu beschuldigen, es
kommt zum Kampf um die
Deutungshoheit: Wir wissen es
besser, ihrwisst nichts.

Die kritisierten WAKMitglie
der schreiben am 28. Dezember
allen bürgerlichen Grossrats

kollegen (inklusive GLP, die die
Initiative ebenfalls ablehnt – offen
ist deren Position beimGegenvor
schlag) einen vertraulichen Brief.
Dieser liegt der BaZ vor. Der Te
nor hier: eine saubere Erklärung,
warum der Gegenvorschlag so
wichtig ist – und ein ziemlich
fragwürdiger Seitenhieb gegen
die Direktoren der Wirtschafts
verbände: «Gerade weil ein
Mindestlohn ein ‹sympathisches
Anliegen› ist (...) schätzen wir
jedoch das politische Klima und
damit die Chancen der Initiative
(...) fundamental anders ein als
die drei Direktoren,welche alle
samt nicht in unserem Kanton
wohnen und deren zwei im
Landrat BL politisieren.»

Saskia Schenker spricht stell
vertretend für die Verbände. Die
Einstimmigkeit in derWAK habe
sie erstaunt, sagt sie. Undweiter:
«Dabei bestätigen die sechs
bürgerlichen WAKMitglieder in
ihremSchreiben ja alle unsere Be
denken – nur gewichten sie aus
Sorgevor einerWiederholung des
Genfer Resultats anders.»

Hier zeigt sich das bürgerliche
Drama. Mit den Fraktionen ha
ben sich die WAKMitglieder

kaum ausgetauscht, was bei
einem solch wichtigen Anliegen
unüblich ist. Kommissionsmit
glieder gegen Fraktionen – und
Unzufriedenheit überall: Diese
Selbstzerfleischung muss man
auch zuerst hinkriegen. Ein ein
flussreicher bürgerlicher Politi
ker tituliert seineMitstreiterwe
nig erfreut als «SixManShow»,
manch andere sehen das Sextett
schon länger als «problematisch»
an.Vorwurf: Selbstinszenierung.

Trostloses Trauerspiel
Trotzdem, wenige Stunden vor
der Debatte im Grossen Rat lau
fen in den Fraktionen die Dräh
te heiss: Es wird versucht, die
WAKMitglieder doch noch für
ein Nein zu überzeugen. Wie
man hört, könnten drei von sechs
ihre Meinung ändern und den
Gegenvorschlag ablehnen. Das
wäre ungewöhnlich, aberwas ist
schon normal in diesem Zwist?

Haller sieht sich auch klar im
Vorteil: «Der Gegenvorschlag ist
auch in bürgerlichen Kreisen
durchaus salonfähig, wie Genf
gezeigt hat.» Und tatsächlich:
Aus den Fraktionen hört man,
dass die Befürworterwohl eben
falls zusätzliche Grossräte über
zeugen konnten.

Es bleibe jedoch, das gibt
manch Involvierter selber zu, ein
Trauerspiel, das der bürgerliche
Block da veranstaltet. Die Folge
ist ziemlich klar: Es gibt kaum
eine Mehrheit, die gegen den
Gegenvorschlag stimmen wird.
Dabei hätte man geschlossen
eine solche mit der GLP – die
gegen die Initiative ist –wohl er
reichen können.

Die Befürworter dürfen sich
freuen. Sie können sich ihre bes
ten Argumente für den Abstim
mungskampf aufsparen und als
Einheit auftreten. Und Haller
sagt optimistisch: «Es wird im
Abstimmungskampf umdie Fra
ge gehen: Mindestlohn – ja oder
nein? Auch ich würde zweimal
Nein stimmen. Sollte das Anlie
gen aber auf eine mehrheitliche
Zustimmung stossen, ist der
Gegenvorschlag eine Art Rück
versicherung. Er bietet die Chan
ce, eine massvollere Umsetzung
zu erreichen.»

Wie die Bürgerlichen ihre Zer
rissenheit kaschieren und glaub
würdig gemeinsam für ein dop
peltes Neinwerbenwollen,WAK
Mitglieder Seite an Seitemit den
Wirtschaftsverbänden: Dasweiss
auch innerhalb der Parteienmo
mentan niemand so richtig.

Das grosse bürgerliche Zerwürfnis
Zoff um Mindestlohn Sechs bürgerliche Grossräte setzen sich für den Gegenvorschlag zur Mindestlohninitiative ein.
Das sorgt für Erstaunen und Unmut, denn ihre Fraktionen, die Wirtschaftsverbände und viele Gewerbler sind strikt dagegen.

Eine kantonale Initiative fordert: «Kein Lohn unter 23 Franken». Foto: Christian Beutler (Keystone)

Mindestlohn: Darum geht es

Die vorberatendeWirtschafts-
und Abgabekommission (WAK)
des Grossen Rats befürwortet wie
die Regierung die Einführung
eines Mindestlohns von 21 Franken.
Sie schlägt zur Initiative «Kein
Lohn unter 23 Franken» allerdings
einen entsprechenden Gegen-
vorschlag vor. Vom kantonalen
Mindestlohn ausgenommen
werden sollen allgemein-
verbindliche Gesamtarbeits- und
Normalarbeitsverträge, die bereits
Mindestlöhne enthalten. Auch soll

der Mindestlohn bei Praktikums-
plätzen mit einer Laufdauer von
sechs Monaten nicht zur Anwen-
dung kommen. Ferner sollen
Praktika nur dann ohne Mindest-
lohn verlängert werden können,
wenn nach sechs Monaten ein
unterzeichneter Lehrvertrag
vorhanden ist und gemäss
Vorschlag der WAK «ein längeres
Praktikum sowohl im Rahmen von
branchenspezifischenWeiter-
bildungen als auch im tertiären
Bereich erforderlich ist». (sb)

Der Kommentar vom 6. Januar
2021 zur Basler Schulsituation
suggeriert, dass der Kanton das
Platzproblem an der FMS am
besten dadurch lösen sollte,
dass mehr SchülerInnen nach
der obligatorischen Schulzeit
eine Lehre machen. Zu viele
SchülerInnen würden heute auf
der SekIIEbene eine weiter
führende Schule besuchen.

Es stimmt, dass in Basel im
Vergleich zu anderen Kantonen

wenig SchulabgängerInnen
eine Berufslehre absolvieren.
Trotzdem greift der Lösungs
ansatz «Maturitätsquote
drücken» zu kurz.

Er lässt ausser Acht, dass die
Gymnasialquote in Basel
während der letzten Jahre
durch zum Teil drastische
Massnahmen schon erheblich
gesenkt wurde. Auch ist frag
lich, ob es in Basel genug
Lehrstellen gibt, um einer viel

grösseren Zahl von Basler
SchulabgängerInnen eine gute
Berufsperspektive geben zu
können.

Durch ein Drücken der Quote
der SchülerInnen an den FMS
riskiert der Kanton, einen
Verdrängungswettbewerb
anzuheizen. Leistungs
schwächere SchülerInnen
drohen auf der Strecke zu
blieben und am Schluss
überhaupt keine Lehrstelle zu

finden. Das gilt es unbedingt
zu vermeiden.

Statt mit der «Brechstange»
die Maturitätsquote zu senken,
sollte unser Augenmerk viel
mehr darauf gerichtet sein,
dass unsere Jugendlichen mit
möglichst starken Qualifikatio
nen aus der Schule kommen.
Da liegt in Basel das Haupt
problem: Zu viele SchülerInnen
erwerben die notwendigen
Grundkompetenzen nicht. Das

zeigen die interkantonalen
Vergleichsstudien. Das Ziel
muss sein, dass mehr Basler
Jugendliche als heute nach
Abschluss ihrer obligatorischen
Schulzeit fit für eine Lehre oder
eineweiterführende Schule sind!

Aberwie können wir unseren
Jugendlichen zu einem besser
gefüllten Schulrucksack
verhelfen? Darüber lohnt es
sich nachzudenken und zu
diskutieren. Der Ausbau der

Frühförderung, mehr Haus
aufgabenunterstützung, mehr
Spezialförderungen für die
Leistungsschwachen in
Deutsch und Mathematik,
das sind gezielte und
erfolgversprechende Ansätze.

Stark in der Schule, stark in der Lehre
BaZ-Autor Sebastian Briellmann schrieb am 6. Januar, viele Mittelschüler wären in der Lehre besser aufgehoben. Dies greift zu kurz.

Replik auf Kommentar zur Bildungsmisere

Mustafa Atici
Nationalrat SP/BS
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